
Richtlinien für das Strafverfahren und das Bußgeldverfahren
(RiStBV)

Nützliche Paragrafe für Selbst- und Laienverteidigung 

I. Abschnitt Vorverfahren
§15 Aufklärung der für die Bestimmung der Rechtsfolgen der Tat bedeutsamen Umstände
(1)  Alle  Umstände,  die  für  die  Strafbemessung,  die  Strafaussetzung  zur  Bewährung,  die 
Verwarnung mit Strafvorbehalt, das Absehen von Strafe, die Nebenstrafe und Nebenfolgen oder die 
Anordnung von Maßregeln der Besserung und Sicherung, des Verfalls oder sonstiger Maßnahmen 
(§ 11 Abs. 1 Nr. 8 StGB) von Bedeutung sein können, sind schon im vorbereitenden Verfahren 
aufzuklären. Dazu kann sich der Staatsanwalt der Gerichtshilfe bedienen.

III: Abschnitt Hauptverfahren
§116 Anberaumung der Termine
(3) Bei der Festsetzung der Terminsstunden wird den Beteiligten jeder vermeidbare Zeitverlust zu 
ersparen und daher zu prüfen sein, wie lange die Verhandlung der einzelnen Sachen voraussichtlich 
dauern wird und in welchen Abständen die einzelnen Termine daher anzuberaumen sind. Sind an 
einer Verhandlung Personen beteiligt,  die außerhalb des Sitzungsortes wohnen, so sind auch die 
Verkehrsverhältnisse zu berücksichtigen.

§123 Allgemeines

Der Staatsanwalt vermeidet alles, was auch nur den Schein einer unzulässigen Einflussnahme auf 
das Gericht erwecken könnte; deshalb soll er den Sitzungssaal nicht gemeinsam mit dem Gericht 
betreten  oder  verlassen,  sich  nicht  in  das  Beratungszimmer  begeben  und  während  der 
Verhandlungspausen sich nicht mit Mitgliedern des Gerichts unterhalten.

-> Sehr schöne Steilvorlage für kreative Antirepression...

§ 124 Äußere Gestaltung der Hauptverhandlung

(1) Die Hauptverhandlung soll im Sitzungssaal des Gerichts, nicht im Amtszimmer des Richters, 
durchgeführt werden.

(2) Pflicht des Staatsanwalts, des Urkundsbeamten und des Verteidigers ist es, schon vor Erscheinen 
des Gerichts ihren Platz im Sitzungssaal einzunehmen. Beim Eintritt des Gerichts zu Beginn der 
Sitzung,  bei  der  Vereidigung  von  Zeugen  und  Sachverständigen  und  bei  der  Verkündung  der 
Urteilsformel erheben sich sämtliche Anwesende von ihren Plätzen. Im Übrigen steht es allen am 
Prozess  Beteiligten frei,  ob sie  bei  der  Abgabe von Erklärungen und bei  Vernehmungen sitzen 
bleiben oder aufstehen.

§ 125 Platzzuteilung

(1) Der Justizwachtmeister hat vor dem Erscheinen des Gerichts und während der Verhandlung 
dafür zu sorgen, dass die Platzordnung im Gerichtssaal eingehalten wird.

(2)  Der  Angeklagte  soll  in  eine  umfriedete  Anklagebank  nur  dann  verwiesen  werden,  wenn 
besondere Umstände vorliegen (z.B. Fluchtgefahr, Störung des Verhandlungsablaufs).

(3)  Für  die  Presseberichterstatter  sollen  im  Voraus  geeignete  Plätze  in  ausreichender  Zahl 
bereitgestellt werden.



§ 127 Pflichten des Staatsanwalts in der Hauptverhandlung

(1) Der Staatsanwalt  wirkt darauf hin,  dass das Gesetz beachtet  wird.  Er sorgt durch geeignete 
Anträge, Fragen oder Anregungen dafür, dass nicht nur die Tat in ihren Einzelheiten, sondern auch 
die persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse des Angeklagten und  alle Umstände erörtert 
werden, die für die Strafbemessung, die Strafaussetzung zur Bewährung, die Verwarnung mit 
Strafvorbehalt, das Absehen von Strafe, die Nebenstrafe und Nebenfolgen oder die Anordnung von 
Maßregeln der Besserung und Sicherung, des Verfalls oder sonstiger Maßnahmen (§ 11 Abs. 1 Nr. 8 
StGB) bedeutsam sein können. Nr. 4 c ist zu beachten.

(2)  Der  Staatsanwalt  soll  darauf  hinwirken,  dass  ungeeignete  oder  nicht  zur  Sache  gehörende 
Fragen  zurückgewiesen  werden.  Dies  gilt  namentlich  dann,  wenn  sie  lediglich  auf  eine 
Ausforschung von Privat-, Geschäfts- oder Dienstgeheimnissen hinzielen.

(3) Der Staatsanwalt wirkt darauf hin, dass die gesetzlichen Möglichkeiten zur Beschleunigung und 
Vereinfachung der Hauptverhandlung genutzt werden.

§ 128 Wahrung der Ordnung

(1) Der Staatsanwalt wirkt darauf hin, dass die Hauptverhandlung geordnet abläuft. Obwohl ihm 
kein  förmliches  Recht,  Ordnungsmittel  zu  beantragen,  zusteht,  ist  er  nicht  gehindert,  unter 
Umständen sogar  verpflichtet,  eine Ungebühr  zu rügen und ein  Ordnungsmittel  anzuregen,  vor 
allem, wenn die Ungebühr mit  seiner  Amtsausübung in der  Verhandlung zusammenhängt.  Eine 
bestimmte Maßnahme soll er grundsätzlich nicht anregen. Ist die Ungebühr auf Ungewandtheit, 
Unerfahrenheit  oder  verständliche  Erregung  zurückzuführen,  so  wirkt  der  Staatsanwalt 
gegebenenfalls darauf hin, dass von einem Ordnungsmittel abgesehen wird.

(3)  Der  Vorsitzende  wird,  soweit  erforderlich,  bei  der  Aufrechterhaltung  der  Ordnung  in  der 
Hauptverhandlung durch einen Justizwachtmeister unterstützt. Dieser ist für die Dauer der Sitzung 
möglichst  von jedem anderen  Dienst  freizustellen.  Er  hat  dem Vorsitzenden jede  Ungebühr  im 
Sitzungssaal mitzuteilen und bei drohender Gefahr sofort selbständig einzugreifen.


